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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur vorläufigen Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts 
für verdrängte Angehörige des öffentlichen 
Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gese z beschlossen: 

L Abschnitt 
Personenkreis 
§ 1 

Angehörige des öffentlichen Dienstes, die außer- 
halb des Bundesgebietes in ihrem Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis durch nationalsozialistische Verfol- 
gungs- oder Unterdrückungsmaßnahmen aus politi- 
schen, rassischen, religiösen oder weltanschaulichen 
Gründen benachteiligt worden sind, und ihre ver- 
sorgungsberechtigten Hinterbliebenen erhalten bis 
zur einheitlichen Regelung Wiedergutmachung nach 
diesem Gesetz, falls sie nicht zum Kreis der Personen 
gehören, für die in den Rechtsvorschriften oder Ver- 
waltungsanordnungen der Länder eine Entschädi- 
gungspflicht des Landes vorgesehen ist. 

§ 2 

(1) Zu dem Personenkreis des § 1 gehören: 

1. die geschädigten Beamten, Angestellten und Ar- 
beiter, die 

a) auf Grund der gegen sie ergriffenen Maß- 
nahmen aus ihrem Dienst- oder Arbeitsver- 
hältnis bei einer Dienststelle des Reichs, eines 
Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeinde- 
verbandes (Gebietskörperschaften) außerhalb 
des Bundesgebietes ausgeschieden und bis zum 
8. Mai 1945 nicht wieder eingestellt worden 
sind; 

b) am 8. Mai 1945 bei einer solchen Dienststelle 
in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
standen; 

2. die geschädigten Wartestandsbeamten, Ruhe- 
standsbeamten und sonstigen Versorgungsemp- 
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tanger, für die am 8. Mai 1945 keine auf Grund 
ordnungsmäßiger Überweisung zur Zahlung der 
Bezüge verpflichteten Kasse im Bundesgebiet vor- 
handen war oder zwar vorhanden war, aber in- 
zwischen weggefallen ist und die von der zustän- 
digen deutschen Kasse Zahlung nicht mehr er- 
langen können; 

3. die versorgungsberechtigten Hinterbliebenen der 
in Ziffer 1 und 2 bezeichneten Personen. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf 
Beamte, Angestellte und Arbeiter von Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
die keine Gebietskörperschaften sind (Nichtgebiets- 
körperschaften), sofern die Betreuung dieser Personen 
durch eine von der Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassende Rechtsverordnung dem 
Bund übertragen wird. 

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Beamte 
und Ruhestandsbeamte aus Österreich, die durch die 
Vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich die 
deutsche Staatsangehörigkeit erworben hatten, cs sei 
denn, daß sie bei Eintritt des Versorgungsfalles oder 
am 8. Mai 1945 bei einer deutschen Behörde außer- 
halb des Landes Österreich planmäßig angestellt 
waren. 


§ 3 

Wiedergutmachung wird nur gewahrt, wenn der 
Berechtigte 

1. seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt bis 
zum Inkrafttreten des Grundgesetzes (23. Mai 
1949) im Bundesgebiet befugt genommen hat, 

2. nach diesem Zeitpunkt 

a) im Anschluß an seine Entlassung aus Kriegs- 
gefangenschaft oder aus Internierung oder an 
seine Ausweisung aus dem Gebiet östlich der 
Oder-Neiße-Linie oder an seine Ausweisung 
oder Heimkehr aus fremden Staaten mit Zu- 
stimmung der zuständigen Behörde im Bun- 
desgebiet aufgenommen worden ist und hier 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
genommen hat oder 

b) zur Abwendung einer ihm unverschuldet dro- 
henden unmittelbaren Gefahr für Leib, Leben 
oder Freiheit in das Bundesgebiet geflüchtet 
ist und nach dem 23. Mai 1949 hier seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt befugt 
genommen hat. 

S 4 

Die Wiedergutmachung für Geschädigte, die 
berufsmäßige Angehörige der früheren Wehrmacht 
waren, und für Geschädigte, die im Ausland leben, 
bleibt späterer gesetzlicher Regelung Vorbehalten. 
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II. Abschnitt 

Wiedergutmachungsanspruch und Verfahren 

§ 5 

(1) Zur Wiedergutmachung verpflichtet ist der 
Bund. 

(2) Voraussetzungen, Ausschließungsgründe und 
Umfang der Wiedergutmachung sowie das Verfahren 
richten sich nach den für die Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts erlassenen Rechts- 
vorschriften und Verwaltungsanordnungen des Lan- 
des, in dem der Geschädigte seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt am 23. Mai 1949 hatte oder 
bei späterem Zuzug (§ 3 Nr. 2) erstmalig begründet. 

(3) Wird der Geschädigte im Bundesgebiet von 
einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn als 
dem Bund als Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
wiederangestellt, so trägt der Bund bei Eintritt des 
Versorgungsfalles die Versorgungsbezüge zu dem 
Teil, der dem Verhältnis der bis zur Wiederanstel- 
lung zurückgelegten ruhegehaltsfähigen Dienstzeit 
zu der gesamten ruhegehaltsfähigen Dienstzeit, nach 
vollen Jahren berechnet, entspricht. 

(4) Die sich bei Wiedergutmachung des erlittenen 
Schadens nach den allgemeinen landesrechtlichen Vor- 
schriften ergebenden Versorgungsbezüge sind in 
voller Höhe zu zahlen. Versorgungsbezüge nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen erhalten Angestellte 
und Arbeiter nur dann, wenn sie einen vertraglichen 
Anspruch darauf hatten oder ohne die Benachteili- 
gung (§ 1) erlangt haben würden. 

(5) Nachzahlungen für die Zeit vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes sind nicht zu leisten. 

§ 6 

(1) Der Antrag auf Wiedergutmachung ist binnen 
einer Ausschlußfrist von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes oder nach späterem 
Zuzug (§ 3 Nr. 2) bei der für den Wohnort zustän- 
digen Anmeldebehörde des Landes zu stellen. 

(2) Soweit nach dem Landesrecht im Wiedergut- 
machungsverfahren die oberste Dienstbehörde zu ent- 
scheiden hat, ist die oberste Landesbehörde zuständig, 
zu deren Geschäftsbereich die Wiedergutmachung 
gehört. Entsprechendes gilt für die Vertretung in 
Rechts st rei ti gkei ten . 


§ 7 

(1) Über die Beseitigung oder Änderung dienst- 
strafrechtlicher Maßnahmen im Sinne des § 1 ent- 
scheidet im ersten Rechtszuge die Dienststrafkammer, 
in deren Bezirk der Geschädigte am 23. Mai 1949 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt hatte 
oder bei späterem Zuzug (§ 3 Nr. 2) erstmalig be- 
gründet. 
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(2) Solange in einem Land über die Beseitigung 
oder Änderung dienststrafrechtlicher Maßnahmen 
eine Regelung nicht getroffen ist, stehen diese Maß- 
nahmen einer Wiedergutmachung des erlittenen 
Schadens nicht entgegen. 

III. Abschnitt 
Zahlungsvorschriften 

S 8 

(1) Die als Wiedergutmachung zu gewährenden 
Zahlungen werden von den Ländern für Rechnung 
des Bundes geleistet. 

(2) Durch einen Wechsel des Wohnsitzes innerhalb 
des Bundesgebietes wird die Wiedergutmachungs- 
leistung nicht berührt. 

IV. Abschnitt 
Schlußvorschriften 

§ 9 

Für die verdrängten Angehörigen der Bahn und 
Post und ihre versorgungsberechtigten Hinterbliebe- 
nen verbleibt es bei den bisherigen Wiedergut- 
machungsbestimmungen. Der Kreis der Berechtigten 
richtet sich nach den §§ 1 bis 4 dieses Gesetzes; § 5 
Absatz 4 Satz 1 findet entsprechende Anwendung. 

§ 10 

§ 5 Absatz 4 Satz 1 gilt auch für verdrängte An- 
gehörige des Öffentlichen Dienstes und ihre versor- 
gungsberechtigten Hinterbliebenen, für die in den 
Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanordnungen 
der Länder eine Entschädigungspflicht des Landes 
vorgesehen ist. 

§ 11 

Soweit Rechtsvorschriften oder Verwaltungs- 
anordnungen eines Landes für einen im Landesgebiet 
geschädigten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
eine Wiedergutmachung durch das Land nur unter 
der Voraussetzung vorsehen, daß er an einem be- 
stimmten Stichtage seinen Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Landesgebiet gehabt hat, ist 
diese Voraussetzung schon dann als erfüllt anzusehen, 
wenn der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt an 
dem Stichtag im Bundesgebiet begründet war. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

Es tritt mit dem Inkrafttreten des endgültigen Ge- 
setzes über die Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes außer Kraft. 
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Begründung 

1 . Allgemeines 

Nach Artikel 74 Nr. 9 des Grundgesetzes hat der Bund die kon- 
kurrierende Gesetzgebung über die Wiedergutmachung. 

Die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts ist bisher 
in Gesetzen und Verwaltungsanordnungen der Länder geregelt. Als 
Wiedcrgutmachungsfälie sind darin außer den Schäden an Leben, Kör- 
per, Gesundheit und Freiheit sowie an Eigentum und Vermögen die 
Schäden im wirtschaftlichen Fortkommen anerkannt. Hierzu gehören 
auch die Schäden, die ein Beamter, Angestellter oder Arbeiter unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft wegen seiner politischen Über- 
zeugung, aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der Weltanschau- 
ung dadurch erlitten hat, daß er entlassen, in den Ruhestand oder in 
ein Amt mit niedrigerem Diensteinkommen versetzt oder sonst benach- 
teiligt worden ist. Die Länderregelungeil sind verschieden. Sie befassen 
sich im allgemeinen nur mit den Angehörigen des öffentlichen Dienstes, 
deren Maßregelung im Landesgebiet erfolgt ist, wobei an Stelle des 
Reichs oder eines nicht mehr bestehenden deutschen Landes als letzten 
unmittelbaren Dienstherrn des Geschädigten die Wiedergutmachungs- 
pflicht das Land trifft. Dazu treten noch die Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes, die im Herkunftsgebiet der dem Lande zugewiesenen 
Flüchtlinge entlassen worden sind oder nach dem 8. Mai 1945 wieder 
im Landesdienst verwendet wurden; wiedergutmachungspflichtig ist 
auch ihnen gegenüber das Land. 

Außerhalb der Länderregelungen steht also die Mehrzahl der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die in den Ostgebieten oder 
in Berlin durch nationalsozialistische Verfolgungs- oder Unterdrük- 
kungsmaßnahmen benachteiligt worden sind, und zwar auch dann, 
wenn sie nach ihrer Entlassung oder vorzeitigen Zurruhesetzung bereits 
lange Zeit vor dem Zusammenbruch ihren Wohnsitz in das Bundes- 
gebiet verlegt haben. Diese Geschädigten mögen zwar, soweit sie noch 
dienstfähig sind, großenteils wieder Verwendung im öffentlichen 
Dienst gefunden haben; die übrigen sind aber bisher ohne Betreuung 
geblieben. 

Die hiernach bestehenden Lücken zwischen den Länderregelungen 
müssen alsbald geschlossen werden, ehe noch das Gesetz zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallen- 
den Personen verabschiedet wird. Es entspricht dies einem dringenden 
politischen Bedürfnis. Auf die endgültige Regelung der Wiedergut- 
machung kann nicht gewartet werden, da diese wegen der umfang- 
reichen Vorarbeiten erst in einiger Zeit ergehen kann. 

Da es aus psychologischen Gründen nicht angängig erscheint, die Ge- 
schädigten, die zum Personenkreis der Verdrängten gehören, besser zu 
behandeln als die einheimischen Geschädigten, ist in dem Entwurf vor- 
gesehen, die Wiedergutmachungsleistungen zunächst nach Landesrecht 
zu bemessen; auch das Verfahren soll sich nach den geltenden Landes- 
vorschriften regeln. 

II. Im einzelnen 

Zu §§ 1 und 2: 

§§ 1 und 2 regeln den persönlichen Geltungsbereich. § 1 grenzt ihn 
nach Sinn und Zweck des Gesetzes ab: die Lücken in der Wiedergut- 
machung für die Geschädigten zu schließen, die nicht — als im Land 
gemaßregelt oder wiederangestellt — von der Landesregelung erfaßt 
werden. 
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§ 2 nennt die einzelnen Personengruppen, die Wiedergutmachung 
nach dem Gesetz erhalten. Es sind dies in erster Linie die Geschädigten, 
die infolge nationalsozialistischer Verfolgungs- oder Unterdrückungs- 
maßnahmen (Entlassung oder vorzeitige Zurruhesetzung) zur Zeit des 
Zusammenbruchs nicht mehr im Dienst gewesen sind. Die Einbezie- 
hung der Angehörigen der Nichtgebietskörperschaften ist davon ab- 
hängig gemacht, daß der Bund ihre Betreuung auf Grund einer von der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassenden 
Rechtsverordnung übernimmt. 

Zu § 3: 

§ 3 regelt den Stichtag, an dem der Berechtigte seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet genommen haben muß. Als 
Stichtag ist der Tag des Inkrafttretens des Grundgesetzes vorgesehen. 

Kein Stichtag besteht für Heimkehrer aus der Kriegsgefangenschaft 
(Internierung) oder aus dem Ausland sowie für Aus gewiesene aus den 
deutschen Gebieten jenseits der Oder-Neiße-Grenze oder aus fremden 
Staaten, ferner für die zur Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben 
oder Freiheit in das Bundesgebiet geflüchteten Personen. 

Zu § 4: 

Die Wiedergutmachung für Geschädigte unter den Berufssoldaten 
muß späterer gesetzlicher Regelung Vorbehalten bleiben, da es bisher 
keine Landesregelung gibt, die auf sie anwendbar wäre. Auch die Ge- 
schädigten, die im Ausland leben und nicht von dort zurückkehren, 
müssen zunächst unberücksichtigt bleiben. 

Zu § 5: 

§ 5 stellt fest, daß die Verpflichtung zur Wiedergutmachung den 
Bund trifft (Absatz 1) und daß für die sachlichen Voraussetzungen, 
die Ausschließungsgründe und den Umfang der Wiedergutmachung 
sowie für das Verfahren die Landesvorschriften gelten (Absatz 2). 

Zur Erleichterung der Unterbringung der Geschädigten durch andere 
Dienstherren ist vorgesehen, daß der Bund die Versorgungsbezüge an- 
teilig übernimmt (Absatz 3). 

Die sich nach der Wiedergutmachung des erlittenen Schadens nach 
den allgemeinen landesrechtlichen Vorschriften ergebenden Versor- 
gungsbezüge sollen abweichend von entgegenstehenden Länderregelun- 
gen in v oller Höhe gezahlt werden (Absatz 4 Satz 1). Die ver- 
drängten Geschädigten nehmen also an etwaigen Kürzungen der Ver- 
sorgungsbezüge der übrigen Verdrängten nicht teil, sondern werden 
den einheimischen Geschädigten gleichgestellt. Gegen diese Gleichstel- 
lung kann nicht eingewendet werden, daß nur die unmittelbaren Folgen 
der schädigenden nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen be- 
seitigt werden müßten, zu denen die aus der Tatsache der Verdrängung 
entspringenden Nachteile (niedrigere Quote der Versorgungsbezüge) 
nicht gehörten. Dies würde bedeuten, daß auch den Opfern des Na- 
tionalsozialismus der Schaden auf gebürdet würde, den der von ihnen 
nicht verschuldete Krieg mit sich gebracht hat. Mögen auch die ver- 
fügbaren Mittel nicht zur Befriedigung aller Ansprüche der Verdräng- 
ten ausreichen, so hindert dies doch nicht, bestimmten Gläubigern eine 
bevorzugte Befriedigung einzuräumen. 

Absatz 4 Satz 2 stellt klar, daß Angestellte und Arbeiter an einer 
landesrechtlichen Regelung über die Gewährung von Versorgungs- 
bezügen nach beamtenrechtlichen Grundsätzen nur dann teilnehmen, 
wenn sie einen vertraglichen Anspruch auf eine solche Versorgung 
hatten oder ohne die Benachteiligung erlangt haben würden. 
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Absatz 5 sieht vor, daß Nachzahlungen für die Zeit vor Inkraft- 
treten des Gesetzes nicht zu leisten sind. Dies entspricht dem Gedan- 
ken, daß die vorläufige Regelung eine Art Soforthilfe sein soll. Der 
endgültigen Regelung wird damit nicht vorgegriffen. Es erscheint wich- 
tiger, alsbald eine auskömmliche Versorgung der verdrängten Geschä- 
digten in der Gegenwart sicherzustellen, als für die Vergangenheit 
Ersatz zu leisten. 

Zu § 6: 

§ 6 sieht eine Frist von sechs Monaten für die Antragstellung vor. 
Diese Frist erscheint ausreichend, deckt sich mit der in den Ländern 
Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und Schleswig-FIolstein 
vorgesehenen Frist und entspricht etwa der in den Ländern der US- 
Zone tatsächlich gewährten Frist vom Inkrafttreten der Gesetze ab. 

Zu § 7: 

§ 7 Absatz 1 bestimmt die für die Durchführung von Verfahren zur 
Beseitigung oder Änderung dienststrafrechtlicher Verfolgungsmaß- 
nahmen örtlich zuständige Dienststrafkammer. § 7 Absatz 2 ermög- 
licht die Wiedergutmachung ohne Rücksicht auf dienststrafrechtliche 
Verfolgungsmaßnahmen in den Ländern, in denen bisher noch keine 
Regelung über die förmliche Beseitigung oder Änderung solcher Maß- 
nahmen besteht. 

Zu § 8: 

§ 8 regelt die Zahlung in der Weise, daß den Ländern die Durch- 
führung für Rechnung des Bundes obliegt. Für den Fall des Wohn- 
sitzwechsels nach Abschluß des Wiedergutmachungs Verfahrens ist vor- 
gesehen, daß in der Zuständigkeit des Landes zur Zahlung und in der 
Höhe der Wiedergutmachungsleistungen keine Änderung eintritt. Das 
erscheint im Hinblick auf die Verschiedenheiten der einzelnen landes- 
rechtlichen Regelungen zweckmäßiger als die Übernahme der Zahlung 
durch das Land, in das der Wohnsitz verlegt worden ist. 

Zu § 9: 

§ 9 läßt es für die Angehörigen der Bahn und Post und ihrer Hinter- 
bliebenen bei den bisherigen Wiedergutmachungsbestimmungen be- 
wenden. Lediglich bezüglich des Personenkreises und des Stichtages 
für den Zuzug in das Bundesgebiet sowie bezüglich des Grundsatzes 
der Gewährung der vollen Versorgungsbezüge soll das Gesetz Anwen- 
dung finden. 

Zu § 10: 

§ 10 führt den Grundsatz des § 5 Absatz 4 Satz 1, daß die sich 
nach Wiedergutmachung des erlittenen Schadens ergebenden Versor- 
gungsbezüge in voller Hohe zu zahlen sind, auch für die von den Län- 
dern betreuten verdrängten Geschädigten ein. Wie in der Begründung 
zu § 5 ausgeführt, ist eine völlige Gleichstellung der verdrängten Ge- 
schädigten mit den einheimischen Geschädigten hinsichtlich der Höhe 
der yersorgungsbezüge eine politische Notwendigkeit. Die kleine 
Gruppe der von den Ländern betreuten verdrängten Geschädigten 
kann hiervon nicht ausgenommen bleiben. Es handelt sich insoweit 
um die Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse (Artikel 72 
Absatz 2 Nr. 3 des Grundgesetzes). 
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Zu § 11: 

§ 11 füllt eine Lücke aus, die sich bei der Anwendung der Landes- 
gesetze ergeben hat. Es handelt sich dabei um Fälle, in denen bei 
einem im Landesgebiet Geschädigten zwar alle sonstigen Vorausset- 
zungen für eine Wiedergutmachung gegeben sind, diese aber nach einer 
landesrechtlichen Vorschrift oder Verwaltungsanordnung deswegen 
nicht gewährt werden kann, weil der Geschädigte an dem vorgesehenen 
Stichtage seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht mehr 
im Landesgebiete hatte. Es muß in diesen Fällen für die Gewährung 
der Wiedergutmachung durch das Land genügen, wenn der Geschädigte 
an dem Stichtage seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet gehabt hat. Auch insoweit bedarf es zur Wahrung der 
Einheitlichkeit einer bundesgesetzlichen Regelung. 

Zu § 12: 

§ 12 Satz 2 unterstreicht den vorläufigen Charakter des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Änderungen 

des Deutschen Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur vor- 
läufigen Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für verdrängte Angehörige des öffentlichen Dienstes. 

1. In § 1 treten anstelle der Worte 

„falls sie nicht zum Kreis der Personen gehören, für die in 
den Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanordnungen der 
Länder eine Entschädigungspflicht des Landes vorgesehen ist“ 
die Worte: 

„falls sie nicht nach dem 8. Mai 1945 innerhalb eines Landes 
im öffentlichen Dienst verwendet worden sind.“ 
Begründung: 

Die Änderung verfolgt den Zweck, in allen Ländern die 
Grenze der von dem Bund im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu tragenden Kosten der Wiedergutmachung 
einheitlich zu ziehen. Eine Aufrechterhaltung der Re- 
gierungsvorlage hätte zur Folge, daß die Länder finan- 
ziell ungleichmäßig belastet waren und zwar gerade zum 
Nachteil der Länder, die auf dem Gebiet der Wieder- 
gutmachung gesetzgeberisch tätig geworden sind. 

2. In § 3 Ziffer 1 und Ziffer 2 b wird jeweils das Wort „befugt“ 
gestrichen. 

Begründung: 

Durch die Streichung des Wortes „befugt“ soll vermieden 
werden, daß das Gesetz starr auf die Beobachtung der 
Zuzugs- und polizeilichen Meldebestimmungen abstellt. 
Durch die Streichung wird im Ergebnis auch erreicht, 
daß der Asylberechtigte, dem verwaltungstechnisch nur 
eine zeitweilige Aufenthaltsgenehmigung erteilt worden 
ist, in den Kreis der Anspruchsberechtigten gehören 
kann. 

3. In § 3 Ziffer 1,2 a und b soll jeweils hinter dem Wort 

„Bundesgebiet“ eingefügt werden „oder im Gebiet von Groß- 
Berlin- West“. 

Begründung: 

Der Vorschlag soll eine beabsichtigte gleichartige gesetz- 
liche Regelung für West-Berlin berücksichtigen. 

4. In § 4 treten anstelle der Worte „die berufsmäßige Angehörige 
der früheren Wehrmacht waren“ die Worte „die Berufssoldaten 
waren.“ 

Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, da sich die Bestimmung 
des § 4 nur auf die ehemaligen Berufssoldaten, nicht aber 
auf sonstige Kategorien von Wehrmachtangehörigen, 
z. B. die Wehrmachtbeamten, beziehen soll. 

5. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

(1) Zur Wiedergutmachung verpflichtet ist der Bund. 

(2) Voraussetzungen, Ausschließungsgründe und Umfang 
der Wiedergutmachung sowie das Verfahren richten sich nach 


10 



den für die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts erlassenen Rechtsvorschriften und Verwaltungsanord- 
nungen für das Land, in dem der Berechtigte seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt am 23. Mai 1949 hatte oder 
bei späterem Zuzug (§ 3 Nr. 2) erstmalig begründet; Nach- 
zahlungen für die Zeit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes sind 
jedoch nicht zu leisten. 

(3) Ist oder wird der Berechtigte im Bundesgebiet von einem 
anderen öffentlichrechtlichen Dienstherren als dem Bund 
als Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit wiederangestellt, 
so trägt der Bund bei Eintritt des Versorgungsfalles die Ver- 
sorgungsbezüge zu dem Teil, der dem Verhältnis der bis zur 
Wiederanstellung zurückgelegten ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit zu der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit, nach 
vollen Jahren berechnet, entspricht. 

(4) unverändert. 

(5) entfällt. 

Begründung: 

a) In § 5 Abs. 2 ist anstelle der Worte „des Landes“ zu 
sagen „für das Land“, da es sich bei dem in Frage 
kommenden Recht nicht nur um Landesrecht, son- 
dern auch um gemäß Artikel 125 GG Bundesrecht 
gewordenes Recht handelt. 

b) In § 5 Abs. 2 und Abs. 3 ist anstelle des Wortes „der 
Geschädigte“ zur Herstellung einer einheitlichen Ter- 
minologie innerhalb des Gesetzes das Wort „der Be- 
rechtigte“ zu setzen. 

c) Aus Gründen der Systematik wird Abs. 5 des § 5 
zutreffender an den Abs. 2 angeschlossen, 

d) In Abs. 3 ist anstelle des Wortes „Wird“ mit den 
Worten „Ist oder wird“ zu beginnen; es erscheint 
nicht berechtigt, einen Unterschied zwischen den ver- 
gangenen und zukünftigen Wiederanstellungsfällen 
des Abs. 3 zu machen. 

h. In § 6 Abs. 1 sind die Worte „für den Wohnort“ zu streichen und 
es ist hinter den Worten „des Landes“ einzufügen: 

„(§ 5 Abs. 2)“. 

Begründung: 

Der Änderungsvorschlag bezweckt eine Angleichung des 

Inhalts der Paragraphen 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1. 

7. § 10 wird gestrichen; die bisherigen Paragraphen 11 und 12 
werden daher jetzt Paragraphen 10 und 11. 

Begründung: 

Durch die zu § 1 vorgeschlagene Änderung ist § 10 im 

wesentlichen gegenstandslos geworden und kann daher 

ersatzlos entfallen. 

8. Im bisherigen § 11, jetzt § 10, treten anstelle der Worte 

„Soweit Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanordnungen 
eines Landes“ die Worte „Soweit die in den Ländern gelten- 
den Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanordnungen“. 

Begründung: 

Wie Begründung a) zu § 5 (Ziffer 4 der Empfehlungen). 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Deutschen Bundesrates 

1. Die Bundesregierung pflichtet den Änderungsvorschlägen zu 1, 
4, 5 a bis c, 6, 7 und 8 bei. 

2. Im übrigen hält sie an der Fassung ihrer Vorlage fest. 

Die Streichung des Wortes „befugt“ in § 3 Nr. 1 und Nr. 2 b des 
Entwurfs ist nicht möglich, da sonst auch Personen, deren Zuzug 
in das Bundesgebiet unerwünscht ist, in den Genuß der Wieder- 
gutmachung kämen. Auch der Asylberechtigte bedarf einer Auf- 
enthaltsgenehmigung; daß diese befristet erteilt wird, hindert die 
Wohnsitzbegründung nicht. 

Die Gleichstellung des Wohnsitzes oder dauernden Aufenthaltes 
im Gebiet von Groß-Berlin-West mit dem Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt im Bundesgebiet in § 3 Nr. 1 sowie Nr. 2 a 
und b scheitert schon daran, daß sich die Bundesgesetze nicht auf 
ersteres Gebiet erstrecken können. Wenn Berlin für die in seinem 
Gebiet wohnenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes eine 
gleiche Wiedergutmachungsregelung treffen will, so ist dies nur 
zu begrüßen. Es handelt sich aber dann um ein eigenes, von dem 
Bundesgesetz unabhängiges Berliner Gesetz für einen anderen 
Personenkreis; die Kosten der Durchführung des Gesetzes fallen 
Berlin, nicht dem Bund zur Last. 

Eine Erweiterung der Vorschrift des § 5 Abs. 3 des Entwurfs auf 
rückliegende Fälle stünde in Widerspruch zu der Abgrenzung des 
Geltungsbereichs des Bundesgesetzes gegenüber dem Landes- 
entschädigungsrecht, wie sie § 1 in der vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Fassung vorsieht. Ein Geschädigter, der bereits vor 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes innerhalb eines Landes im 
öffentlichen Dienst wiederverwendet worden ist, steht in jeder 
Flinsicht den einheimischen Geschädigten gleich. Diese Regelung 
sollte gerade dazu dienen, unter die Vergangenheit einen Strich 
zu machen. 

Im übrigen sei zu den vorerwähnten 3 Änderungsvorschlägen 
noch darauf hingewiesen, daß ihre Berücksichtigung präjudiziell 
für den Gesetzentwurf zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen wäre, der 
in den §§ 4 und 40 ähnliche Vorschriften enthält. 
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